
ver.di-Bundestarifkommission  
beschließt Forderung für die  
Tarifrunde 2016 mit Bund und VKA
•  Erhöhung der Entgelte 

im TVöD, TV-V und 
TV-N um 6,0 Prozent

•  Verbindliche Über-
nahmeregelung für 
Auszubildende

•  Einschränkung  
befristeter Arbeits-
verhältnisse

•  Keine Absenkung  
der Zusatzver sorgung

Jetzt geht es los! 

Die ver.di-Bundestarifkommission 
für den öffentlichen Dienst hat in 
ihrer Sitzung am 18. Februar 2016 
die Forderungen für die Tarif- und 
Besoldungsrunde 2016 mit dem 
Bund und der VKA (Vereinigung 
der Kommunalen Arbeitgeberver-
bände) beschlossen.

Mehr Geld muss her! 

Darüber gab es überhaupt keine 
Zweifel bei den Mitgliedern der 
Bundestarifkommission. Die Zu-
sammenfassung der Ergebnisse 
der bundesweit geführten Dis-
kussionen zur Forderung für die 
Tarifrunde 2016 ergab ein ein-
deutiges Bild.

6,0 Prozent mehr Entgelt 
für die Beschäftigten for-
dert ver.di von den Arbeit-
gebern des Bundes und 
der Kommunen!

Wir sind es wert!

Wir leisten gute Arbeit 
und gute Arbeit muss  
ordentlich bezahlt werden.

Konjunktur entwicklung

Das Bruttoinlandsprodukt ist 2015 
nach den ersten Berechnungen des 
Statistischen Bundesamts um 
1,7 Pro zent real gestiegen. Für 
2016 wird nach aktuellen Progno-
sen ein Wachstum in der gleichen 
Größenordnung erwartet. Getra-
gen wird die Konjunkturentwick-
lung vor allem vom privaten Kon-
sum.

Preisentwicklung

Im Jahr 2015 lag der Anstieg der 
Verbraucherpreise gegenüber dem 
Vorjahr bei 0,3 Prozent. Für das 
Jahr 2016 wird wieder mit  einer 
deutlich höheren Inflationsrate von 
mehr als 1,0 Prozent gerechnet.
Die Ziel-Inflationsrate der Euro-
päischen Zentralbank beträgt 
2,0 Prozent.

Geld ist genug da!

Nach den Ergebnissen des Ar-
beitskreises Steuerschätzungen 
vom November 2015 werden die 
Steuereinnahmen im Jahr 2015 
noch höher ausfallen, als im Mai 
erwartet. Insgesamt werden sie 
gegenüber 2014 um 6,8 Mrd. 
Euro steigen, davon entfallen 
1,1 Mrd. Euro auf den Bund und 
0,6 Mrd. Euro auf die Kommunen.

2016 werden die Steuereinnah-
men etwas geringer steigen als 
im Mai angenommen, 2017 da-
gegen stärker. 2016 werden sie 
um insgesamt 2,2 Prozent stei-
gen, beim Bund um 2,4 Prozent 
und bei den Kommunen um 
1,1 Prozent. 2017 sollen die 
 Steuereinnahmen insgesamt um 
4,6 Prozent steigen, beim Bund 
um 3,9 Prozent und bei den 
Kommunen um 7,5 Prozent.

2016

Abstimmung der ver.di-Bundestarifkommission in Berlin
Foto: Herschelmann

Frank Bsirske
ver.di-Vorsitzender

„Wir stehen vor einer ganz 
besonderen Tarifrunde: Wir 
brauchen eine deutliche Er-
höhung der Einkommen im 
öffentlichen Dienst, mit uns 
sind Eingriffe in das Leis-
tungsrecht der betrieblichen 
Altersversorgung nicht zu 
machen und wir brauchen 
endlich auch bei den kom-
munalen Arbeitgebern eine  
Entgeltordnung. Das sind 
die Schwerpunkte der Tarif-
runde 2016.“

www.mitgliedwerden.verdi.de
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Weitere Forderungen:

•  Für die Auszubildenden muss 
wieder eine verbindliche Über-
nahmeregelung nach erfolg-
reicher abgeschlossener Aus-
bildung vereinbart werden. Die 
derzeitigen Regelungen laufen 
zum 29. Februar 2016 aus.

•  Keine Absenkung der Leistun-
gen der Zusatzversorgung! Die 
VKA fordert eine pauschale 
Absenkung der Leistungen der 
betrieblichen Altersversorgung. 
An unserer Haltung hat sich 
nichts geändert: Die Bun-
destarifkommission lehnt Leis-
tungskürzungen ohne Wenn 
und Aber ab.

•  Nach mittlerweile mehr als 
zehn Jahren TVöD wird es Zeit, 
auch im Bereich der kommu-
nalen Arbeitgeber eine neue 
Entgeltordnung in Kraft zu 
setzen. Darüber muss in dieser 
Tarifrunde entschieden wer-
den. Dabei gilt es auch, über 
das Datum des  Inkrafttretens 
und über die Höhe einer ange-
messenen Kompensation zu 
entscheiden. Klar ist dabei, 
dass die Arbeitgeber durch die 
weggefallenen Bewährungs-
aufstiege und Vergütungs-
gruppenzulagen des BAT in 

den letzten zehn Jahren erheb-
liche Einsparungen er zielen 
konnten. Das ist zu berück-
sichtigen.

•  Das Thema „befristete Arbeits-
verhältnisse“ steht erneut auf 
der Tagesordnung. Der Ab-
schlussbericht der vom Bun-
desinnenministerium und  
ver.di in Auftrag gegebenen 
wissenschaftlichen Untersu-
chung liegt vor. Befristete 
Arbeits verhältnisse auch ohne 
Sachgrund spielen im öffentli-
chen Dienst eine zu große Rol-
le. Sie sollen  tarifvertraglich 
eingeschränkt werden.

•  Das Tarifergebnis soll zeit- und 
wirkungsgleich auf die Beam-
tinnen und Beamten des Bun-
des übertragen werden.

Unsere Forderungen sind 
mehr als berechtigt!

Seit Jahren stattfindender Perso-
nalabbau, permanent steigende 
Anforderungen, keine akzeptable 
Personalbemessung und Perso-
nalentwicklung machen den 
 öffentlichen Dienst nicht gerade 
 attraktiver, und schlechte Be-
zahlung macht es zunehmend 
schwerer, qualifiziertes Personal 
und Nachwuchskräfte zu finden. 
In der aktuellen Situation zeigt 

sich sehr deutlich, wohin der 
Sparwahnsinn der Politik der 
letzten Jahre den öffentlichen 
Dienst gebracht hat: Es fehlt 
überall an Personal, Überstunden 
sind an der Tagesordnung, die 
Kolleginnen und Kollegen arbei-
ten weit über ihre Grenzen hin-
aus. Dies führt nicht nur zu uner-
träglichen Belastungen, sondern 
auch dazu, dass die Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst immer 
mehr Aufgaben mit zusätzlichen 
Anforderungen erledigen müs-
sen. Permanenter Personalabbau, 
gerade bei Fachkräften einher-
gehend mit der Weigerung, die 
Auszubildenden unbefristet zu 
übernehmen, hinterlässt deut-
liche Spuren. Die physischen und 
psychischen Belastungen, die 
Übertragung weiterer Tätigkeiten 
bringt den Kolleginnen und Kolle-
gen meistens nicht mehr Geld. 
Sie verdienen mehr Respekt, der 
auch mit einer deutlichen Verbes-
serung der Einkommen zum Aus-
druck gebracht werden muss. 
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Steuereinnahmen steigen weiter

Wolfgang Pieper
Mitglied ver.di-Bundesvorstand

„Aufgrund der stark gestie-
genen Anforderungen an 
die Beschäftigten beim Bund 
und bei den Kommunen ist 
die Entgeltforderung absolut 
gerechtfertigt. Absenkungen 
der betrieblichen Altersver-
sorgung stellen vor dem 
Hintergrund der abgesenk-
ten gesetzlichen Renten 
 einen Angriff auf die Alters-
sicherung dar und sind mit 
ver.di nicht zu machen.

Dies macht es notwendig, 
dass sich die Beschäftigten 
in dieser Tarifrunde mit  
allem Nachdruck für die 
Durchsetzung der Forderun-
gen einsetzen.“

Wir sind es wert!
Jetzt gilt es, der Forderung nach mehr Geld in den 
Geldbeuteln der Beschäftigten beim Bund und bei den 
Kommunen eindrucksvoll Nachdruck zu verleihen!

Verhandlungstermine:

Die erste Verhandlungs-
runde ist am 21. März 
2016.

Zwei weitere Termine 
sind für den 11./12. 
April und den 28./29. 
April 2016 vereinbart.


